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Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung über die Auslegung und
Unterrichtung  der  Öffentlichkeit  zum
Planfeststellungsverfahren  für  das
Bauvorhaben  ABS  Weimar-Gera-Gößnitz
Elektrifizierung  der  Eisenbahnstrecke
Weimar  -  Gera  –  Gößnitz
Planfeststellungsabschnitt 3
(Geschäftszeichen: 631ppa/012-2316#003)

Gegenstand  der  Gesamtmaßnahme  ist  die
Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke Weimar – Gera –
Gößnitz. Der etwa 105 km lange Streckenabschnitt ist ein
Teilstück der Ausbaustrecke Paderborn – Chemnitz, der
sogenannten Mitte-Deutschland-Verbindung.

Das  Eisenbahn-Bundesamt  führt  auf  Antrag  der  DB
InfraGO  AG  (vormals  DB  Netz  AG),  Regionalbereich
Südost  (Vorhabenträgerin),  vom  07.12.2023  für  das
genannte Bauvorhaben das Anhörungsverfahren nach §
73 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung
mit § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) durch. Für
das  Bauvorhaben  einschließlich  der
landschaftspflegerischen  Ausgleichs-  und
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den Städten,
Gemeinden bzw. Verwaltungsgemeinschaften Jena, Bad
Klosterlausnitz, Stadtroda, VG Hermsdorf, VG Hügelland
Täler und VG Südliches Saaletal  beansprucht.  Für das
Vorhaben wurde mit verfahrensleitender Verfügung vom
18.04.2024 festgestellt, dass nach §§ 5 ff.  Gesetz über
die  Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG)  eine  Pflicht
zur  Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung
besteht.

Die  Vorhabenträgerin  hat  die  entscheidungserheblichen
Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens
vorgelegt. Das sind insbesondere folgende Unterlagen:

- Erläuterungsbericht, Planunterlage Nr. 1
- Landschaftspflegerischer  Begleitplan,  einschließlich

des  Erläuterungsberichts,  des  Bestands-  und
Konfliktplans  sowie  des  Maßnahmenplans,
Planunterlage Nr. 14

- Artenschutzfachbeitrag, Planunterlage Nr. 15
- UVP-Bericht, Planunterlage Nr. 16
- Bodenverwertungs-  und  Entsorgungskonzept,

Planunterlage 17
- Fachbeitrag  Wasserrahmenrichtlinie,  Planunterlage

Nr. 18
- EMV Gutachten, Planunterlage 19

Der  Plan  (Zeichnungen  und  Erläuterungen)  mit  den
entscheidungserheblichen  Unterlagen  liegt  in  der  Zeit
vom 22.07.2024  bis  einschließlich  22.08.2024 (einen
Monat)  in  der  Stadt  Jena  (Adresse:  07743  Jena,  Am
Anger  26,  Erdgeschoss  Zimmer  007)  während  der
folgenden Zeiten:

am Montag 8.00 Uhr – 12.00 Uhr und 
13.00 Uhr – 16.00 Uhr

am Dienstag 8.00 Uhr – 12.00 Uhr und 
13.00 Uhr – 16.00 Uhr

am Mittwoch 8.00 Uhr – 12.00 Uhr
am Donnerstag 8.00 Uhr – 12.00 Uhr und 

13.00 Uhr – 16.00 Uhr
am Freitag 8.00 Uhr – 12.00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Zeitgleich  werden  diese  Bekanntmachung  und  die  zur
Einsicht  ausgelegten  Planunterlagen  auch  auf  der
Internetseite  des  Eisenbahn-Bundesamtes
https://www.eba.bund.de/anhoerung zugänglich gemacht.

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt
werden, kann gemäß § 21 Abs. 2 und 5 UVPG bis
einen  Monat  nach  Ablauf  der  Auslegungsfrist  -  bis
einschließlich  23.09.2024 -  beim  Eisenbahn-
Bundesamt,  Außenstelle  Erfurt,  Juri-Gagarin-Ring
114,  99084  Erfurt,  oder  bei  der  oben  genannten
Stadt- bzw. Verwaltungsgemeinschaft schriftlich oder
mündlich zur Niederschrift Einwendungen gegen den
Plan erheben.
Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen,
die  nicht  auf  besonderen  privatrechtlichen  Titeln
beruhen, ausgeschlossen (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in
Verbindung  mit  §  73  Abs.  4  Satz  3  VwVfG).
Einwendungen  und  Stellungnahmen  der
Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls
ausgeschlossen  (§  73  Abs.  4  Satz  5  VwVfG).  Der
Einwendungsausschluss  beschränkt  sich  bei
Vorhaben, für die eine Pflicht zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung  besteht,  auf  das
Verwaltungsverfahren.Es  wird  darauf  hingewiesen,
dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.

2. Diese  ortsübliche  Bekanntmachung  dient  auch  der
Benachrichtigung  der  anerkannten  Vereinigungen
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG von der Auslegung
des Plans.

3. Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine Erörterung
der  rechtzeitig  erhobenen  Einwendungen  und  der
rechtzeitig abgebebenen Stellungnahmen verzichten
(§ 18a Nr.  1 AEG). Weiterhin kann das Eisenbahn-
Bundesamt anstelle einer mündlichen Erörterung eine
Online-Konsultation  durchführen  (§  5  Abs.  1,  2
PlanSiG).  Findet  ein  Erörterungstermin  oder  eine
Online-Konsultation statt, werden diese ortsüblich und
auf  der  Internetseite  des  Eisenbahn-Bundesamtes
bekannt  gemacht.  Ferner  werden  diejenigen,  die
rechtzeitig  Einwendungen  erhoben  oder
Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Termin
gesondert  benachrichtigt.  Sind  mehr  als  50
Benachrichtigungen vorzunehmen,  so können diese
durch  öffentliche  Bekanntmachung  ersetzt  werden.
Die  Vertretung  durch  einen  Bevollmächtigten  ist
möglich.  Die  Bevollmächtigung  ist  durch  eine
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten
des  Eisenbahn-Bundesamtes  zu  geben  ist.  Bei
Ausbleiben  eines  Beteiligten  in  dem
Erörterungstermin  kann  auch  ohne  ihn  verhandelt
werden.  Das  Anhörungsverfahren  ist  mit  Abschluss
des  Erörterungstermins  beendet.  Der
Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. Durch  Einsichtnahme  in  die  Planunterlagen,
Erhebung  von  Einwendungen  oder  Abgabe  von
Stellungnahmen,  Teilnahme  am  Erörterungstermin
oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden
nicht erstattet.

https://www.eba.bund.de/anhoerung
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5. Entschädigungsansprüche,  soweit  über  sie  nicht  in
der  Planfeststellung  dem  Grunde  nach  zu
entscheiden  ist,  werden  nicht  in  dem
Erörterungstermin,  sondern  in  einem  gesonderten
Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Über  die  Einwendungen  und  Stellungnahmen  wird
nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch das
Eisenbahn-Bundesamt  entschieden.  Die  Zustellung
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die
Einwender und anerkannten Vereinigungen nach § 73
Abs.  4  Satz  5  VwVfG  kann  durch  öffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50
Zustellungen vorzunehmen sind.

7. Vom Beginn  der  Auslegung des  Planes  an  tritt  die
Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG in Kraft.
Darüber  hinaus  steht  ab  diesem  Zeitpunkt  der
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan
betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG).

8. Da für  das  Vorhaben eine Pflicht  zur  Durchführung
einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  besteht,  wird
darauf  hingewiesen,  dass  die  ausgelegten
Planunterlagen  die  nach  §  19  Abs.  2  UVPG
notwendigen  Angaben  enthalten  und  dass  die
Auslegung der Planunterlagen auch der  Beteiligung
der  Öffentlichkeit  zu  den  Umweltauswirkungen  des
Vorhabens gemäß § 18 UVPG dient.

9. Nähere  Hinweise  zum  Datenschutz  in
Planfeststellungsverfahren  siehe  unter
https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise

10. Diese  Bekanntmachung  sowie  die  zur  Einsicht
ausgelegten Planunterlagen werden zeitgleich mit der
Auslegung der Unterlagen in den Gemeinden auch im
UVP-Portal  https://www.uvp-portal.de zugänglich
gemacht.

Jena, den 27.06.2024

Stadt Jena 
DER OBERBÜRGERMEISTER

gez. Dr. Thomas Nitzsche (Siegel)
(Oberbürgermeister)

Öffentliche Ausschreibungen

Öffentliche
Ausschreibung

Hinweis auf die Bekanntmachung einer Öffentlichen
Ausschreibung nach VOB/A

Die  Stadt  Jena,  vertreten  durch  den  Kommunalservice
Jena,  Löbstedter  Straße  56,  07749  Jena  (Tel.:  03641
4989-0)  veröffentlicht  die  Bekanntmachung  einer
öffentlichen  Ausschreibung  Vergabenummer:
S593030/T04950/2 in  Jena  auf  der  Vergabeplattform
www.dtvp.de  unter  folgendem  Link:
https://satellite.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y4GY1GQD
U87F/documents 
sowie auf  der  Internetseite  des Kommunalservice Jena
ksj.jena.de/ausschreibungen und www.bund.de. 

Vorhabenbezeichnung:
Deckenerneuerung Bertolt-Brecht-Straße 2-
16

Angebotsfrist: 18.07.2024, 10:00 Uhr

Verschiedenes

Thüringer  Landesamt  für  Umwelt,  Bergbau  und
Naturschutz

Messung der Radonaktivitätskonzentration 
in der Bodenluft in Thüringen

Auf Grundlage von § 121 des Gesetzes zum Schutz vor
der  schädlichen  Wirkung  ionisierender  Strahlung
(Strahlenschutzgesetz  -  StrlSchG)  hat  der  Freistaat
Thüringen  zum  31.  Dezember  2020  per
Allgemeinverfügung  Radonvorsorgegebiete
ausgewiesen. Die Festlegung der Gebiete ist mindestens
alle zehn Jahre zu überprüfen. 

Dazu  führt  das  Thüringer  Landesamt  für  Umwelt,
Bergbau  und  Naturschutz  (TLUBN)  im  Freistaat
Thüringen  gemeinsam  mit  seinem  Vertragspartner
Sachverständigenbüro  Münzenberg  Radon  –
Bodenluftmessungen durch.

Die  Messungen  erfolgen  in  der  Stadt  Jena  von
September 2024 bis April 2025 auf den gemäß Anlage
aufgeführten Flurstücken. Die Auswahl der Flurstücke
ist nach der Geologie im Untergrund erfolgt.

Für  die  Bestimmung  der  Radonaktivitätskonzentration
und der  Gaspermeabilität  des  Bodens  sind  Bohrungen
mit einem Durchmesser von ca. 40 mm bis 1,10 m Tiefe
erforderlich  und  dauern  ca.  3  Stunden.  Das
Niederbringen  der  Bohrung  erfolgt  mittels  eines
manuellen  Bohrverfahrens.  Die  in  das  Bohrloch
eingebrachte Bodenluftsonde hat einen Durchmesser von
ca. 30 mm.

http://www.bund.de/
https://satellite.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y4GY1GQDU87F/documents
https://satellite.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y4GY1GQDU87F/documents
https://www.uvp-portal.de/
https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise
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Zur Durchführung der Untersuchungen ist  das Betreten
von  Grundstücken  außerhalb  von  Wegen  durch  die
Beauftragten  erforderlich.  Auf  Grundlage  von  §  6  des
Gesetzes zur staatlichen geologischen Landesaufnahme
sowie  zur  Übermittlung,  Sicherung  und  öffentlichen
Bereitstellung  geologischer  Daten  und  zur
Zurverfügungstellung  geologischer  Daten  zur  Erfüllung
öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz - GeolDG) in
Verbindung  mit  §  165  StrlSchG  sind  die  Beauftragten
berechtigt,  Grundstücke  zu  betreten,
Bodenluftmessungen  durchzuführen  und  Proben  zu
nehmen. Grundsätzlich werden die Untersuchungen nur
auf  Flurstücken  ohne Wohnbebauung  und  nicht  in
Hausgärten durchgeführt.

Die Beauftragten können ihre Tätigkeit und Beauftragung
durch  eine  vom  TLUBN  ausgestellte  Bescheinigung
belegen.

Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
vom TLUBN beauftragten Firma bei der Erledigung ihrer
Arbeiten  bei  der  Erfüllung  öffentlicher  Aufgaben  zu
unterstützen.

Fragen  zum  Messprogramm  beantwortet  das  TLUBN
unter der Radon - Hotline: 

Telefon: 0361 - 57 3943943 
E-Mail: radon-info@tlubn.thueringen.de 

THÜRINGER LANDESAMT FÜR UMWELT, 
BERGBAU UND NATURSCHUTZ  
Referat 63 
Harry-Graf-Kessler-Straße 1 
99423 Weimar 

Anlage:

GKZ LAND-
KREIS

GE-
MEIN-
DE

GEMAR-
KUNG

FLUR FLUR-
STUEC
K 

16053000 Jena Jena Lobeda 6 96

16053000 Jena Jena Lobeda 4 57/11

16053000 Jena Jena Zwätzen 4 03.03.2
4

16053000 Jena Jena Maua 4 572/4
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